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Wie lässt sich das Ehegattensplitting so reformieren, dass 
es verfassungsrechtlich Bestand hat und die Arbeitsan-
reize für Zweitverdiener erhöht?
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Privatsache Vermieten

Immobilien. In Deutschland gibt es rund 5,5 Millionen private Vermieter. Die meisten von ihnen sind Kleinvermie-
ter: Sie haben häufig nur ein oder zwei Wohnungen, die sich oftmals in einem Mehrparteienhaus in einer guten bis 
gehobenen Wohnlage befinden. Mit der Vermietungstätigkeit sind die privaten Vermieter in der Regel sehr zufrieden, 
anders als mit der Wohnungspolitik. Ursache dafür seien die wiederkehrenden Diskussionen über neue Mietregulie-
rungen, sagt IW-Immobilienexperte Michael Voigtländer, der deshalb für verlässliche Rahmenbedingungen und einen 
klaren Fahrplan für die CO2-Bepreisung plädiert.       Seiten 2–5
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Abfallranking
Die Müllgebühren machen in Deutschland einen be-
trächtlichen Teil der Wohnnebenkosten aus. In welcher 
Stadt sie am günstigsten sind, verrät das Abfallranking.
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Ein typischer Vermieter in 
Deutschland ist 58 Jahre alt und 
besitzt eine einzelne, unmöblierte 
Etagenwohnung mit mittlerer 
Ausstattung in einem Mehrfamilien-
haus in guter bis sehr guter Lage. 
Sein Mieter ist mit großer Wahr-
scheinlichkeit eine Einzelperson oder 
ein Paar ohne Kinder, mit denen er 
einen unbefristeten Mietvertrag ohne 

Im Nebenberuf 
Vermieter

Immobilien. Der größte Teil der Mietwohnungen in Deutschland gehört  
privaten Eigentümern. Die Mieteinnahmen stellen für die Mehrheit von ihnen 
lediglich eine ergänzende Einnahmequelle dar.

besondere Regelungen zur automati-
schen Mietanpassung geschlossen 
hat. 

Der Vermieter erzielt durch die 
Vermietung seiner Wohnung zwar 
Einnahmen, doch die machen 
aufgrund ihrer relativ geringen Höhe 
in der Regel nur einen überschau- 
baren Teil seines Gesamteinkom-
mens aus.

Dieser Max Mustermann der 
Privatvermieter geht auf eine   
Befragung von rund 1.000 privaten 
Vermietern zurück, die das IW für die 
Deutschland.Immobilien AG im 
Februar 2026 für den Vermieter- 
report durchgeführt hat. Danach sind 
von den mehr als 5,5 Millionen 
privaten Vermietern in Deutschland 
die meisten Kleinvermieter, da rund 
drei Viertel höchstens zwei Wohnun-
gen vermieten: Unter den Befragten 
besaßen 58 Prozent nur ein Mietob-
jekt, 19 Prozent zwei. Sechs bis zehn 
Wohnungen haben lediglich  
4 Prozent im Bestand, noch größere 
Portfolios sind die Ausnahme.

Entsprechend überschaubar sind 
die Mieteinnahmen der Privatvermie-
ter (Grafik):

Vier von zehn befragten Ver- 
mietern geben an, dass sie in 
diesem Jahr zwischen 5.000 und 
10.000 Euro Mieteinnahmen 
erzielen werden.

Für 13 Prozent der Privatvermie-
ter machen die Mieteinkommen 
einen eher vernachlässigbaren Anteil 
am Gesamteinkommen aus, 42 Pro- 
zent betrachten sie als einen gerin-
gen Anteil. Nur für 7 Prozent sind sie 
ein beträchtlicher Anteil und ledig-

Mieteinnahmen: 
Meist nur eine ergänzende Einnahmequelle
So viel Prozent der privaten Vermieter in Deutschland erzielen im Jahr 2026 … 
Bruttoeinkommen aus der Vermietung

Quelle: Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd

Befragung von 1.002 privaten Vermietern im Februar 2026
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lich für 2 Prozent stellen sie das 
Haupteinkommen dar. Somit ist die 
Vermietung für die meisten privaten 
Eigentümer kein primärer beruflicher 
Schwerpunkt, sondern häufig nur 
eine ergänzende Einkommensquelle.

Private Vermieter nehmen 
Mieterhöhungen in der Regel zurück-
haltend und anlassbezogen vor. So 
geben 40 Prozent der befragten 
Vermieter an, ihre Bestandsmieten 
über einen längeren Zeitraum unver- 
ändert zu lassen, weitere 35 Prozent 
passen sie nur moderat und in 
größeren zeitlichen Abständen an. 
Lediglich 5 Prozent der Eigentümer 
erhöhen ihre Mieten im Bestand 
regelmäßig analog zur Marktentwick-
lung. Und auch bei Neuvermietun-
gen verzichten 43 Prozent der 
Vermieter komplett auf Aufschläge.

Rund die Hälfte der Wohnungen 
von Privatvermietern entstand in den 
beiden Bauperioden 1949 bis 1978 
und 1979 bis 1994. Der Ausstattungs-
standard ist gut: 53 Prozent der 
Immobilien verfügen über einen 
mittleren, 29 Prozent über einen 
gehobenen und 5 Prozent über einen 
hochwertigen Standard. Letztere 
Objekte weisen beispielsweise 
maßgefertigte Einbauten, Natur-
steinböden, Klimatisierung und 
Aufzüge auf, während zum gehobe-
nen Standard Ausstattungsmerkmale 
zählen wie hochwertige Parkettbö-
den, bodentiefe Fenster oder Fuß- 
bodenheizung. 

Zudem befinden sich die Objekte 
überwiegend in attraktiven Lagen – 
47 Prozent der befragten Vermieter 
geben an, ihre Mietwohnungen be- 
fänden sich in guten Lagen, weitere 
15 Prozent lokalisieren ihre Immobi-
lien in sehr guten und zentralen 
Lagen. Nur 9 Prozent der Privatver-
mieter besitzen Objekte in einfachen 
Lagen.

Mit 54 Prozent hat mehr als die 
Hälfte der befragten Vermieter in den 
vergangenen Jahren eine energeti-

sche Baumaßnahme umgesetzt, zum 
Beispiel die Heizungsanlage ausge-
tauscht (34 Prozent), neue Fenster 
eingesetzt (25 Prozent) oder Dämm-
maßnahmen durchgeführt (18 Pro- 
zent). Die Gründe dafür waren, dass 
die Vermieter Energie sparen, die 
Mieterzufriedenheit erhöhen, den 
Wert der Immobilie steigern und den 
ökologischen Fußabdruck verringern 
wollten. Nur gut jeder Fünfte gab an, 
energetische Baumaßnahmen 
aufgrund von gesetzlichen Anforde-
rungen veranlasst zu haben. Aktuell 
treten allerdings viele Kleinvermieter 
auf die Sanierungsbremse (Grafik):

Sechs von zehn privaten Ver-
mietern planen derzeit keine 
größeren Renovierungsprojekte, 
ein Jahr zuvor waren es erst fünf 
von zehn.

Dabei ist der Gebäudesektor 
zentral für den Klimaschutz, denn 

auf ihn entfällt rund ein Drittel der 
CO2-Emmissionen in Deutschland. So 
werden knapp 80 Prozent der Wohn- 
gebäude in Deutschland nach wie 
vor mit fossilen Energien wie Öl oder 
Gas beheizt. 

Um die Sanierungsambitionen zu 
steigern, bräuchte es klare und 
kontinuierliche Fördermechanismen, 
transparente Vorgaben und eine 
Entlastung bei administrativen 
Anforderungen. Das spiegelt sich 
auch in der Einschätzung zur aktuel-
len Wohnungspolitik: Demnach sind 
19 Prozent der privaten Vermieter 
unzufrieden damit, 15 Prozent sogar 
sehr unzufrieden. Nur 8 Prozent der 
befragten Vermieter sind mit ihr 
zufrieden bis sehr zufrieden. 

Mehrheit der privaten Vermieter will nicht sanieren
So viel Prozent der privaten Vermieter planen derzeit größere Renovierungsprojekte 
aus diesem Grund

Quelle: Institut der deutschen Wirtscha�  
© 2026 IW Medien / iwd

Mehrfachnennungen bei Sanierungsgründen
Befragung von 1.002 privaten Vermietern im Februar 2026

Um die Energiee�izienz zu verbessern

Aus Instandhaltungsbedarf

Um den Wohnwert zu steigern

Um die Mieten erhöhen zu können

Keine Sanierungsmaßnahmen geplant
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Gutachten
Pekka Sagner, Michael Voigtländer:  
Vermieterreport 2026
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Interview. Das Gros der Mietwohnungen in 
Deutschland gehört Privatvermietern. Was diese gro-
ße Gruppe ausmacht, warum viele von ihnen vor der 
energetischen Sanierung ihrer Objekte zurückschre-
cken und wie die Politik unterstützen könnte, erklärt 
Michael Voigtländer, Leiter des Themenclusters 
Internationale Wirtschaftspolitik, Finanz- und Im-
mobilienmärkte im IW.

„Das Wichtigste ist 
Planbarkeit“

Sie haben festgestellt, dass 
private Vermieter selten und 
wenn, dann meist moderate 
Mieterhöhungen vornehmen. Das 
Institut Wohnen und Umwelt kam 
gerade zu dem Ergebnis, dass jeder 
dritte Mieterhaushalt aufgrund der 
Wohnkosten finanziell überlastet 
sei – wie passt das zusammen?

Die Frage ist ja, ab wann jemand 
überlastet ist. Im Bestand sind viele 
Mieter nicht überlastet, weil die 
Mieten dort in der Regel langsamer 
steigen als die Löhne. In diesem 
Segment gibt es auch Regulierungen, 
die eine stärkere Anpassung der 
Mieten verhindert. Hinzu kommt, 
dass viele private Vermieter die 
Mieten ohnehin gar nicht groß 
erhöhen. 

Anders sieht es aus, wenn jemand 
umzieht. Weil der Markt angespannt 
ist, sind Mieten in neu abgeschlosse-
nen Verträgen relativ hoch. Aber 
auch hier – das haben frühere 
Untersuchungen von uns gezeigt – 
kommt es nicht in allen Fällen zu 
Zusatzbelastungen. Das ist etwa 
dann der Fall, wenn jemand berufs-
bedingt umzieht und deswegen ein 
höheres Einkommen erzielt. Anders 
sieht es bei Wohnungswechseln aus 
familiären Gründen aus, etwa wenn 
ein Kind dazukommt.

Wie viel Prozent des Einkom-
mens sind aus Ihrer Sicht vertret-
bar als Aufwendung für das Woh-
nen?

Ich finde diese Frage schwierig, 
weil es unterschiedliche Präferenzen 

beim Wohnen gibt. Es gibt diejeni-
gen, die gern zentral wohnen wollen 
und dafür auf Urlaube oder ein Auto 
verzichten. Für diese Menschen ist 
ein Mietanteil von 40 Prozent des 
Einkommens kein großes Problem, 
weil es zum Lebensmodell passt. 
Anderen ist das Wohnen nicht so 
wichtig und sie ziehen eher raus aus 
den Zentren, wo sie weniger Miete 
zahlen als in der Stadt.

Mir ist ein anderes Kriterium 
lieber, um eine Überbelastung zu 
messen: die Überbelegung einer 
Wohnung. Das ist dann der Fall, 
wenn nicht jedes Haushaltsmitglied 
rechnerisch einen eigenen Raum zur 
Verfügung hat. Dieser Wert ist in den 
Großstädten deutlich gestiegen und 
betrifft meist Familien.
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Die Mehrheit der privaten 
Vermieter, die Sie befragt haben, 
gibt vergleichsweise niedrige 
Einkünfte durch Mieteinnahmen 
an. Lohnt sich das Vermieten 
überhaupt?

Ich denke schon, dass sich das 
Vermieten lohnt. In erster Linie ist die 
Investition in eine Wohnimmobilie 
eine Form der Altersvorsorge. In 
Vermögensstatistiken sehen wir,  
dass Immobilien einen Großteil der 
Vermögen in Deutschland aus- 
machen.

Man könnte sein Geld aber auch 
in Aktienfonds oder andere Wert-
papiere anlegen. 

Das ist richtig. Aber gerade was 
Aktien angeht, gibt es in Deutschland 
immer noch große Bedenken. Eine 
Immobilie ist für viele eine erlebbare 
Form der Vermögensanlage. Außer-
dem besitzen viele private Vermieter 
Reihen- oder Einfamilienhäuser, von 
denen sie sich nach einem Umzug 
nicht trennen wollen und die sie 
deshalb vermieten. Darüber hinaus 
gibt es auch Fälle, wo Eltern eine 
Wohnung für ihre Kinder gekauft 
haben und sie dann später weiterver-
mieten, weil sich die Wohnsituation 
der Kinder verändert hat. 

Zu guter Letzt zeigen verschiede-
ne Studien aber auch, dass die 
Rendite von Immobilien langfristig 
mit der von Aktien mithalten kann.

Damit Deutschland klimaneu- 
tral wird, müssen noch sehr viele 
Wohngebäude energetisch saniert 
und umgerüstet werden. Annä-
hernd 60 Prozent der von Ihnen be- 
fragten Vermieter planen aller-
dings aktuell keine größere Bau-
maßnahme. Ist das ein Problem?

Eine energetische Sanierung ist 
durchaus kompliziert und mit vielen 
Fragen behaftet: Welche Maßnahme 
ist die richtige für mich? Welche 
Förderung passt dazu? Und wo 
bekomme ich Handwerker her? Es 
gibt diverse Sachverhalte zu klären 

und viele Vermieter scheuen ange-
sichts der Komplexität des Vorha-
bens eine Sanierung. Man darf auch 
nicht vergessen, dass viele Vermieter 
schon älter als 60 Jahre sind und sich 
den Stress einer Sanierung vielleicht 
nicht mehr antun möchten. Das ist 
mit Blick auf die Klimaziele natürlich 
problematisch.

Dazu kommt die Verunsicherung 
durch die Politik. Wir hatten das 
sogenannte Heizungsgesetz, jetzt 
gibt es die Rolle rückwärts. Da den 
Überblick zu behalten, ist nicht 
einfach.

Es könnte deshalb durchaus sein, 
dass die schwierigen Rahmenbedin-
gungen bei Vermietern – es muss ja 
auch die komplexe Mietregulierung 
berücksichtigt werden – in naher 
Zukunft zum Umdenken führen und 
viele ihre Immobilie lieber verkaufen. 
In den nächsten Jahren könnten also 
deutlich mehr Objekte auf den Markt 
kommen.

Wie viel Geld bräuchte es denn, 
um alle Wohngebäude in Deutsch-
land so zu sanieren, dass sie den 
Energieeffizienzanforderungen 
entsprechen?

Im Moment investieren wir in 
Deutschland jährlich zwischen  
40 und 45 Milliarden Euro in die 
energetische Sanierung. Wir bräuch-
ten aber rund die doppelte Summe.

Wo sehen Sie die größten 
Probleme?

Wir haben auf einer Seite die 
älteren Vermieter, die nicht mehr die 
ganz großen Investitionen tätigen 
möchten. Zum anderen sind struk-
turschwache Regionen ein großes 
Problem. Dort stellen sich Vermieter 
öfter die Frage, wie lange sie über-
haupt noch vermieten können. Mit 
solch einer Perspektive sind groß 
angelegte Sanierungen schwierig 
umzusetzen.

Was könnte der Staat tun, um 
sowohl Mieter, denen infolge von 
Sanierungen höhere Mieten 

drohen, als auch Vermieter, die 
finanziell in Vorleistung treten 
müssen, in puncto klimaneutralen 
Wohnens zu unterstützen?

Das Wichtigste ist Planbarkeit. Wir 
brauchen einen verlässlichen 
Rahmen über die nächsten Jahre. Es 
muss einen klaren Fahrplan geben, 
wie sich die CO2-Bepreisung und 
damit die Kosten für fossile Energien 
entwickeln. 

Es braucht zudem langfristige 
und auch innovative Förderprogram-
me. So könnte man beispielsweise 
einen Teil der Fördergelder dafür 
nutzen, die Mietsteigerungen nach 
einer energetischen Sanierung zu 
dämpfen, um die Akzeptanz auf 
Mieterseite zu erhöhen.

Viele private Vermieter sind 
nicht glücklich über die Wohnungs-
politik, aber mit der eigenen 
Vermietungstätigkeit sind sie oft 
sehr zufrieden und rechnen mit 
einer stabilen bis leicht steigenden 
Entwicklung ihrer Einnahmen und 
Vermögenswerte. Das klingt ein 
bisschen nach Jammern auf 
hohem Niveau, oder?

Ich sehe darin keinen Wider-
spruch. Die Zufriedenheit der 
Vermieter kommt daher, dass sie 
häufig gut mit ihren Mietern zurecht-
kommen und die Mieteinnahmen 
reinkommen. Das zeigt, dass der 
Mietwohnungsmarkt in Deutschland 
in weiten Teilen funktioniert. 

Die Unzufriedenheit mit der 
Wohnungspolitik rührt daher, dass 
immer wieder Diskussionen über 
neue Mietregulierungen aufgemacht 
werden. Der Mietdeckel ist häufig ein 
Thema, in Berlin sprechen sie 
inzwischen sogar schon davon, 
Wohnungen zu vergesellschaften. 
Das verunsichert viele Vermieter und 
führt zu Unzufriedenheit.
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Rund 25 Milliarden Euro – so viel 
würden verheiratete Paare in 
Deutschland im Jahr 2026 mehr 
Steuern zahlen, wenn das Ehegatten-
splitting komplett abgeschafft und 
jeder individuell besteuert würde. 
Denn das Splitting erlaubt es Ehe-
partnern, ihre Einkommen in der 
Steuererklärung zusammen zu 
veranlagen: 

Die Einkommen werden zunächst 
addiert, anschließend hälftig auf 
beide Partner verteilt und besteuert. 
Dies führt bei ungleich verteilten 
Einkommen eines Paares zu einer 
geringeren Steuerbelastung als in 

Was bringt eine Reform  
des Ehegattensplittings?

Steuerpolitik. Ökonomen, Juristen und Politiker diskutieren intensiv über eine 
Reform des Ehegattensplittings. Das Ziel ist es, die Arbeitsanreize für Ehepart-
ner, die nicht oder nur wenig arbeiten, zu erhöhen. Die aussichtsreichste Reform- 
idee dafür hat allerdings rechtlich wenig Aussicht auf Erfolg.

der Individualbesteuerung, da Teile 
des Einkommens in niedrigere 
Progressionsstufen verschoben 
werden.

Allerdings profitieren nicht alle 
Paarkonstellationen gleichermaßen 
vom Splittingeffekt (Grafik):

Fast die Hälfte des Splitting- 
effekts entfällt auf Eltern mit 
Kindern, die noch im Haushalt 
leben, 40 Prozent auf Eltern mit 
erwachsenen Kindern.

Ehepaare (noch) ohne Kinder 
zahlen aufgrund des Splittingeffekts 
2026 voraussichtlich 2,6 Milliarden 
Euro weniger an Einkommensteuern 

als bei einer Individualbesteuerung, 
das entspricht 10 Prozent des 
kompletten Ehegattensplitting- 
effekts. 

Das Ehegattensplitting hat in 
Deutschland eine lange Tradition, 
denn es existiert in seiner heutigen 
Fassung seit 1958. Obwohl es sich 
um eine verfassungsgemäße Besteu-
erung handelt, wird es zunehmend 
hinterfragt. Neben Verteilungswir-
kungen und Vereinbarkeitsfragen 
hinsichtlich gesellschaftspolitischer 
Ziele steht es vor allem deshalb 
unter kritischer Beobachtung, weil es 
Arbeitsanreize mindern kann: Das 

Ehegattensplitting: So groß ist der aktuelle Steuere�ekt
So viele Milliarden Euro zahlen verheiratete Paare in Deutschland im Jahr 2026 aufgrund des 
Splittings weniger als bei einer individuellen Besteuerung

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
© 2026 IW Medien / iwd

Schätzung

Ehepaare (noch) 
ohne Kinder

InsgesamtEhepaare mit Kindern
 im Haushalt

Ehepaare mit
erwachsenen Kindern

2,6
12,5 10,2

25,3
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bestehende Splitting kann dazu 
führen, dass die Erwerbsbeteiligung 
von Zweitverdienern wenig attraktiv 
erscheint, da zusätzliches Einkom-
men relativ hoch besteuert wird.

In Zeiten des demografischen 
Wandels und angesichts der damit 
einhergehenden Fachkräfteknapp-
heit ist das problematisch. Um mehr 
Ehepartner, die bislang gar nicht 
oder in reduziertem Umfang einer 
Erwerbstätigkeit nachgehen, zu einer 
Aufstockung ihrer Arbeitspensen zu 
bewegen, werden deshalb mehrere 
Reformoptionen des Ehegattensplit-
tings diskutiert:

• Bei der Individualbesteuerung 
würde jeder Ehepartner unabhängig 
vom anderen besteuert. Diese 
Reformvariante würde dem Staat 
rund 25 Milliarden Euro Mehreinnah-
men im Jahr bescheren und könnte 
auch die Erwerbsbeteiligung deut-
lich erhöhen, wenn sie auch für 
Bestandsehen gelten würde. Aller-
dings ist eine Umsetzung unrealis-
tisch. Die Individualbesteuerung gilt 
als rechtlich nicht umsetzbar, da sie 
die gegenseitigen Unterhaltsver-
pflichtungen innerhalb der Ehe nicht 
berücksichtigt.

• Beim Ehegattenrealsplitting 
wird der Betrag, der in der Einkom-
mensteuererklärung zwischen den 
Ehepartnern übertragen werden 
kann, begrenzt – zum Beispiel auf die 
Höhe möglicher Unterhaltspflichten 
in Höhe von jährlich 13.805 Euro. Im 
Vergleich zum jetzigen Splitting 
würde die Steuerlast vor allem für 
Alleinverdiener-Paare steigen und 
Mehreinnahmen für die Staatskasse 
von jährlich 8 Milliarden Euro 
generieren. Die Erwerbseffekte des 
Realsplittings sind aber nur gering, 
wie folgendes Beispiel zeigt: So sinkt 
die Steuerlast für einen Zweitverdie-
ner, dessen Ehepartner jährlich 
54.000 Euro Einkommen erzielt, bei 
Ausweitung des eigenen Arbeits- 
pensums nur minimal (Grafik):

Die Grenzbelastung des Zweit-
verdieners, der vorher nicht 
erwerbstätig war und nun brutto  
30.000 Euro verdient, würde beim 
Realsplitting 41,3 Prozent betra-
gen, das ist nur 1 Prozentpunkt 
weniger als beim jetzt geltenden 
Ehegattensplitting. 

Für ehemalige Minijobber würde 
die Steuerlast ebenfalls nur leicht 
sinken (-1,3 Prozent), für diejenigen, 

die ihr Stundenkontingent lediglich 
aufstocken (von 24.000 Euro auf 
30.000 Euro Bruttojahresgehalt), 
würde sich gar nichts ändern. 

Um Arbeitsanreize zu erhöhen, 
wäre es zielführender, den Einkom-
mensteuertarif zu reformieren. So 
sollte der Grenzsteuersatz insbeson-
dere bei geringen und mittleren 
Einkommen nicht so schnell steigen. 
Auch eine Begrenzung der beitrags-
freien Mitversicherung von nicht 
erwerbstätigen Ehepartnern in der 
gesetzlichen Krankenversicherung 
und eine bessere Betreuungsinfra-
struktur könnten einen wesentlich 
größeren Beitrag zu einer höheren 
Erwerbsbeteiligung leisten als eine 
Reform des Ehegattensplittings, die 
zudem in den aktuell diskutierten 
Varianten nur für neu geschlossene 
Ehen gelten soll.

Das brächte eine Reform des Ehegattensplittings
So viel Prozent Einkommensteuern und Sozialabgaben werden im Jahr 2026 auf den zusätzlichen Verdienst fällig, wenn der 
Erstverdiener ein Bruttojahresgehalt von 54.000 Euro erzielt und der Zweitverdiener eines Ehepaares seine Erwerbstätigkeit 
aufstockt und ein Bruttojahresgehalt von 30.000 Euro erzielt

Ehegattensplitting 
(Status quo)

Individualbesteuerung 
(Reformoption)

Realsplitting 
(Reformoption)

Zweitverdiener war vorher 
nicht erwerbstätig
Zweitverdiener hatte vorher 
einen Minijob
Zweitverdiener verdiente vorher 
24.000 Euro Jahresbrutto

Quelle: Institut der deutschen Wirtscha� 
© 2026 IW Medien / iwd

Ehegattensplitting: Das Einkommen der Ehepartner wird zusammen veranlagt. Zu diesem Zweck werden die Einkommen zunächst addiert und häl�ig geteilt, sodass der 
Einkommensteuertarif zweimal auf die Häl�e des Einkommens angewendet wird. Aufgrund des progressiven Tarifverlaufs ist dies bei unterschiedlich hohen Einkommen günstiger, 
als wenn jeder der beiden Partner individuell besteuert würde.
Individualbesteuerung: Jeder Ehepartner versteuert sein Einkommen unabhängig vom Partner.
Realsplitting: Der auf den Ehepartner übertragbare Einkommensbetrag wird auf jährlich 13.805 Euro begrenzt.

42,3

54,5

44,7

29,3

37,5

41,7

41,3

53,2

44,7

IW-Report 27/2026
Martin Beznoska, Tobias Hentze, Björn Kauder: 
Reformoptionen der Familienbesteuerung
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Wohlstand sichern, den demogra-
fischen Wandel bewältigen, die kli- 
mapolitische Wende meistern – all 
dies schafft Deutschland in den 
kommenden Jahren nur, wenn die 
Wirtschaft floriert. Dies wiederum 
kann nur gelingen, wenn vor allem 
die Industrie – als Treiber der privat- 
wirtschaftlichen Forschung – patent-
fähige Innovationen entwickelt, die 
die Wettbewerbsfähigkeit des 
Standorts Deutschland steigern.

Doch genau hier liegt das Pro-
blem – eine Studie des IW und der 
Bertelsmann Stiftung zeigt, dass 
Deutschland im internationalen 
Innovationswettlauf seit der Jahrtau-
sendwende an Boden verloren hat:

Forschung und Entwicklung 
(FuE). Im Jahr 2021 – neuere länder-
übergreifende Daten sind nicht 
verfügbar – investierte die deutsche 
Wirtschaft in realer und kaufkraft- 
bereinigter Rechnung 86,6 Milliarden 
Dollar in die Erforschung und 
Entwicklung neuer Produkte und 
Prozesse. Das bedeutete gegenüber 
dem Jahr 2000 eine Steigerung um 
56 Prozent.

Dieses Plus relativiert sich aller- 
dings, wenn man schaut, wie sich die 
FuE-Ausgaben der Wirtschaft welt-
weit seit 2008 – für frühere Jahre lie- 
gen keine vollständigen Daten vor – 
entwickelt haben (Grafik):

Der deutsche  
Patent-Patient

Industrie. Die deutsche Wirtschaft ist seit jeher forschungs- und patentstark. Doch in 
den vergangenen Jahren haben zahlreiche andere Länder ihr Innovationstempo deutlich 
gesteigert, sodass der Anteil Deutschlands am Patentweltmarkt spürbar gesunken ist. Der 
Forschungsstandort Deutschland braucht dringend Hilfe.

Der Anteil Deutschlands an den 
weltweiten FuE-Aufwendungen der 
Wirtschaft ist zwischen 2008 und 
2021 von 8,5 auf 5,6 Prozent 
zurückgegangen.

Im FuE-Ranking der wichtigsten 
Industrienationen steht Deutschland 
damit auf Position fünf, 2008 reichte 
es noch für Rang vier.

Der wesentliche Grund ist, dass 
vor allem asiatische Länder ihre 
FuE-Aufwendungen deutlich stärker 
erhöht haben als die Bundesrepu- 
blik. Chinas Wirtschaft zum Beispiel 
gab 2021 inflations- und kaufkraft- 
bereinigt etwa 20-mal so viel für 
Forschungszwecke aus wie zur 
Jahrtausendwende. In Südkorea und 
Taiwan haben die Unternehmen ihre 
FuE-Investitionen in diesem Zeit-
raum verfünffacht.

Patente. Wissenschaftliche 
Studien belegen: Wo viel geforscht 
wird, sind auch die Chancen groß, 
dass am Ende viele patentwürdige 
Innovationen herausspringen. 
Folglich spielt die Industrie in 
Deutschland ebenso wie bei der 
Forschung auch bei den Patentaktivi-
täten die dominante Rolle: Im Schnitt 
der Jahre 2000 bis 2022 entfielen 
83 Prozent der hier von der privaten 
Wirtschaft angemeldeten Patente mit 
internationaler Schutzwirkung auf 
die Industrie.

Insgesamt betrug die Zahl der 
von der hiesigen Wirtschaft hervor-
gebrachten transnationalen Patente 
im Jahr 2022 – neuere Daten liegen 
wegen der langen Offenlegungsfris-
ten nicht vor – knapp 27.300. Das 
waren 15 Prozent der entsprechen-
den Anmeldungen weltweit. Auch 
diese beachtliche Zahl relativiert sich 
jedoch beim Blick auf den längerfris-
tigen Trend (Grafik Seite 10):

Von 2000 bis 2022 ist die Zahl 
der in Deutschland entwickelten 
und mit internationaler Schutzwir-
kung angemeldeten Patente nur 
um 0,4 Prozent im Jahresdurch-
schnitt gestiegen.

Der Anteil an den weltweiten 
transnationalen Anmeldungen ging 
in diesem Zeitraum um fast 7 Pro-
zentpunkte zurück.

Vor allem China, das zur Jahrtau-
sendwende noch ein nahezu weißer 
Fleck auf der Patentweltkarte war, 
hat sich seither mit einem jahres-
durchschnittlichen Plus von 24 Pro- 
zent auf Rang vier der Länder mit 
den meisten transnationalen Patent- 
anmeldungen vorgearbeitet und liegt 
nun direkt hinter Deutschland.

Aber auch die meisten etablierten 
Industrienationen haben die Zahl der 

Fortsetzung
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Forschung und Entwicklung: Deutschland fällt zurück
Reale und um Kaufkra�unterschiede bereinigte Ausgaben der Wirtscha� für Forschung und Entwicklung in Millionen Dollar

Quellen: OECD, Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd

Länderauswahl: Länder mit den höchsten Forschungs- und Entwicklungsausgaben der Wirtscha� im Jahr 2021
Niederlande: keine Daten für 2008 verfügbar; keine Daten verfügbar für das Vereinigte Königreich
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Anteil Deutschlands an den weltweiten Forschungs- und Entwicklungsausgaben der Wirtscha� in Prozent
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Patentanmeldungen von 2000 bis 
2022 stärker gesteigert als die 
Bundesrepublik – die USA als 
weltweit patentaktivstes Land etwa 
kamen im jährlichen Mittel auf ein 
Plus von 1,6 Prozent, die Schweiz 
schaffte 1,8 Prozent.

Branchen. Dass Deutschland im 
globalen Patentwettbewerb zurück-
fällt, lässt sich in fast allen für das 
Patentgeschehen hierzulande 
maßgeblichen Industriezweigen 
beobachten.

In der Elektroindustrie bei-
spielsweise bedeuteten die rund 
5.900 transnationalen Patent- 
anmeldungen im Jahr 2022 einen 
Weltmarktanteil von 10 Prozent – 
im Jahr 2000 betrug dieser noch 
18 Prozent.

Eine Ursache ist, dass es Deutsch-
land nur unzureichend gelang, in 
wichtigen Bereichen der Digitalisie-
rung wie der Halbleiterherstellung 
oder der künstlichen Intelligenz den 

Anschluss an die Weltspitze zu 
halten.

Auch in der Chemie, der Automo-
bilbranche und der Pharmaindustrie 
hat Deutschland aus unterschied- 
lichen Gründen seit dem Jahr 2000 
im Rennen um die besten neuen 
Produkte und Verfahren an Boden 
verloren.

Von allen großen Industriebran-
chen gelang es allein dem Maschi-
nenbau in diesem Zeitraum, die 
Zahl der jährlichen Patentanmel-
dungen merklich zu steigern – um 
knapp ein Drittel auf rund 4.300.

Sein Anteil am Patentweltmarkt 
der Branche verringerte sich nur 
geringfügig und lag zuletzt nahezu 
stabil bei etwa 26 Prozent. Vor allem 
im Landmaschinenbau, aber unter 
anderem auch bei Verpackungs- 
maschinen oder Industrierobotern 
behaupten sich die hochinnovativen 
und spezialisierten deutschen 
Firmen in der Weltspitze.

Insgesamt aber zeigen die 
Forschungs- und Patentdaten, dass 
am Innovationsstandort Deutschland 
dringender Handlungsbedarf 
besteht. Die findigsten Köpfe und die 
besten Entwicklungskonzepte in den 
Unternehmen nutzen wenig, wenn 
die Rahmenbedingungen nicht 
stimmen. Vor allem die überborden-
de Bürokratie, lange Genehmigungs-
verfahren und eine unzureichende 
steuerliche Forschungsförderung 
bremsen die Firmen hierzulande aus. 
Aber auch allgemeine nachteilige 
Standortfaktoren wie überdurch-
schnittlich hohe Arbeits- und Ener-
giekosten tragen dazu bei, dass der 
Wirtschaft zu wenig Mittel für FuE- 
Investitionen übrig bleiben. 

Innovationsstandort Deutschland schwächelt
Zahl der von der Wirtscha� am Forschungsstandort Deutschland hervorgebrachten transnationalen Patentanmeldungen

Quelle: IW-Patentdatenbank
© 2026 IW Medien / iwd

Transnationale Patente: solche, die neben Deutschland noch Schutzwirkung in weiteren Ländern anstreben

2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022

in Prozent der weltweiten transnationalen Patentanmeldungen
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Gutachten
Leonie Graham, Oliver Koppel: Industrieposi- 
tion in der Zukunft – Patent- und Forschungs-
analyse der deutschen Industrie, Studie im 
Auftrag der Bertelsmann Stiftung (Hrsg.)
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Hausbesuche von der Müllabfuhr – in kaum einem 
anderen Land ist die Müllentsorgung für die Haushalte so 
bequem wie in Deutschland. In vielen anderen Staaten 
wie Frankreich, Spanien oder den Niederlanden müssen 
die Bewohner zumindest einen Teil ihres Mülls selbst zu 
öffentlichen Sammelstellen oder Großcontainern 
bringen. 

Der deutsche Weg hat seinen Preis, die Abfallgebüh-
ren machen hierzulande einen großen Teil der Wohn- 
nebenkosten aus. Wie viel die Haushalte zahlen müssen, 
unterscheidet sich je nach Stadt und Gemeinde – und 
dem genauen System: Der Abholrhythmus schwankt 
zwischen wöchentlicher oder 14-täglicher Leerung der 
Mülltonnen; der Servicegrad variiert zwischen einem 
Vollservice, bei dem die Müllabfuhr die Tonnen ohne 
Mitwirkung der Haushalte leert, und einem Teilservice, 
bei dem die Hausbewohner die Abfalltonnen selbst auf 
den Bürgersteig stellen. 

Hinzu kommt, dass Abfallsatzungen oft verklausuliert 
und Gebührenmodelle kompliziert sind. Das alles macht 
es für Mieter und Hausbesitzer recht aufwendig, sich 
über die Kosten zu informieren und sie zu vergleichen. 
Abhilfe schafft das Müllgebührenranking der IW Consult: 
Im Auftrag von Haus & Grund Deutschland haben die 
Forscher für die 100 größten Städte in Deutschland die 
jährlichen Gebühren eines Musterhaushalts verglichen, 
der aus zwei Erwachsenen und zwei Kindern besteht und 
Restmüll, Biomüll, Sperrmüll und Altpapier produziert. 
Der Sieger des Rankings 2026 ist ein Nordlicht (Grafik):

In Flensburg sind die Müllgebühren am niedrigs- 
ten, gefolgt von Nürnberg und Frankfurt am Main.

Am unteren Ende des Rankings stehen Leverkusen, 
Lünen und Bergisch Gladbach. In Zahlen: Während der 
Vollservice alle zwei Wochen in Flensburg jährlich etwa 
163 Euro kostet, werden in Bergisch Gladbach für den 
Teilservice im selben Rhythmus 478 Euro fällig.

Die Müllgebühren haben sich in den vergangenen 
Jahren recht unterschiedlich entwickelt. Während 
beispielsweise Krefeld die Gebühren für den zweiwö-
chentlichen Teilservice seit 2022 um fast ein Viertel 

Die Kosten des Mülls
Abfallranking. Für die zuverlässige Entsorgung des Hausmülls zahlen die 
Haushalte in Deutschland eine Gebühr. Diese variiert je nach Stadt teils stark. 

senken konnte, stiegen sie in Mannheim um gut ein 
Drittel. Die Kosten für den Vollservice in diesem Rhyth-
mus legten in Gera und in Darmstadt mit 44 und 42 Pro- 
zent am stärksten zu, während sie in Aachen um 9 Pro- 
zent zurückgingen. 

Insgesamt zeigt der Trend aber nach oben: Über alle 
100 untersuchten Städte hinweg sind die Abfallgebühren 
in den vergangenen vier Jahren im Durchschnitt um rund 
13 Prozent auf 351 Euro gestiegen.

Müllgebühren: Die günstigsten und 
teuersten Städte Deutschlands

Quellen: Abfallwirtscha�ssatzungen und Abfallgebührensatzungen der Städte, 
IW Consult
© 2026 IW Medien / iwd

Berechnung für einen Musterhaushalt mit zwei Erwachsenen und zwei Kindern, der Restmüll, 
Biomüll, Sperrmüll und Altpapier produziert
Abholrhythmus: wöchentlich oder 14-täglich; Servicegrad: Leerung der Tonnen ohne 
Mitwirkung der Haushalte oder Bereitstellung und Abholung der Tonnen vom Bürgersteig 
durch die Haushalte 

1401. Flensburg

1372. Nürnberg

1333. Frankfurt 
am Main

1314. Magdeburg

1305. Mainz

6496. Köln

6397. Reutlingen

6398. Leverkusen

5999. Lünen

54100. Bergisch 
Gladbach

…

Für ihr Müllgebührenranking 2026 hat die IW Consult 
die Müllgebühren in den nach Einwohnerzahlen 100 größten 
Städten Deutschlands verglichen. Aufgrund des unterschiedli-
chen Abholrhythmus und Servicegrads in den Städten wurde 
ein Müllgebührenindex erstellt. Je höher die Indexzahl, desto 
niedriger die Müllgebühren; Durchschnitt aller Städte = 100

IW-Gutachten
Johannes Ewald, Felix Heyer, Hanno Kempermann:  
Müllgebührenranking 2026
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Ob Wohnhaus, Tiefgarage oder Industriehalle – egal, 
wo gebaut wird, ohne Zement geht nichts. Als Bestand-
teil von Beton, Mörtel oder Estrich ist er notwendiger 
Grundstoff und zählt zu den meistverwendeten Baustof-
fen weltweit. 

In Deutschland gewährleisten 51 Zementwerke mit 
ihren insgesamt 8.200 Mitarbeitern die Versorgung mit 
dem Bindemittel (Grafik):

Im Jahr 2025 produzierten die hiesigen Unterneh-
men der Branche etwa 27,5 Millionen Tonnen Zement.

Damit decken die Betriebe fast den kompletten 
Bedarf in Deutschland, weniger als 5 Prozent des Ze-
ments finden den Weg aus dem Ausland auf deutsche 
Baustellen.

Der Grundstoff spielt nicht nur für die Baustoffindus- 
trie eine große Rolle, sondern ist auch ein wichtiger 
Faktor für den Klimaschutz. Denn bei der Herstellung von 
Zement und seinem Vorprodukt Zementklinker entste-
hen große Mengen CO2. Die Branche stellt sich der 
Herausforderung und verfolgt seit geraumer Zeit ehrgei-
zige Klimaziele. So haben die Unternehmen ihren 
Energiemix in den vergangenen Jahren stark umgestellt 
und fossile Energieträger in ihren Prozessen deutlich 
reduziert:

Der Anteil alternativer Brennstoffe – dazu zählen 
unter anderem Industrie-/Gewerbeabfälle und Abfälle 
mit Biomasseanteilen – am Energiemix in der Zement- 
herstellung lag im Jahr 2024 bei 77 Prozent; 1990 
waren es gerade einmal 7 Prozent. 

Im internationalen Vergleich liegt die deutsche 
Zementindustrie damit aktuell an der Spitze.

Bis 2045 wollen die hiesigen Unternehmen den 
alternativen Anteil ihrer Energiezufuhr auf 90 Prozent 
anheben. Die weiteren 10 Prozent sollen aus der Verbren-
nung grünen Wasserstoffs kommen, sodass letztlich in 
der Zementherstellung fast keine fossilen Brennstoffe 
mehr eingesetzt werden.

Eine tragende Branche
Zementindustrie. Als energie- und emissionsintensive Branche spielt die 
Zementindustrie eine wichtige Rolle beim Thema Klimaschutz. Die deutschen 
Hersteller arbeiten seit Jahren an neuen Prozessen und innovativen Technolo-
gien. Ohne politische Unterstützung und die notwendigen Rahmenbedingungen 
sind die Klimaziele jedoch nicht erreichbar. 

Investitionen 
in Millionen Euro

Beschä�igte

Umsatz in Milliarden Euro

Zementindustrie in Zahlen
In Deutschland im Jahr 2025   

Quellen: Statistisches Bundesamt, 
Verband deutscher Zementwerke
© 2026 IW Medien / iwd

Investitionen: 2024; Bruttowertschöpfung: 2023

Werke

Bruttowertschöpfung
in Milliarden Euro

Zementproduktion 
in Millionen Tonnen

3,68

1,63

ca.
8.200

253

51

27,5
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Ein noch größerer Hebel ist der Klinkeranteil im 
Zement. Sinkt dieser, sinkt auch der CO2-Ausstoß bei der 
Herstellung. Durch die Entwicklung neuer Zementsorten 
ist es den Betrieben bereits gelungen, den Klinkeranteil 
von durchschnittlich 80 Prozent im Jahr 1990 auf zuletzt 
67 Prozent zu senken. Auch hier gibt es einen langfristi-
gen Fahrplan. Das Ziel: Im Schnitt nur noch 53 Prozent 
Klinkeranteil im Jahr 2045.

Die bisherigen Bemühungen schlagen sich folgender-
maßen in der Emissionsbilanz nieder (Grafik):

Pro Tonne Zement stießen die Unternehmen in 
Deutschland im Jahr 2024 rund 533 Kilogramm CO2 

aus, 1990 waren es noch 748 Kilogramm CO2.
Die weiteren Einsparpotenziale der Zementhersteller 

sind allerdings begrenzt. Der Grund: die Chemie. Zwei 
Drittel der Emissionen, die bei der Zementherstellung 
entstehen, sind prozessbedingt, das heißt, sie lassen sich 
nicht vermeiden. Um eine klimaneutrale Wertschöp-
fungskette zu schaffen, sucht die Branche unter dem 
Dach der European Cement Research Academy (ECRA) 
seit 2007 daher nach neuen Wegen. 

Im Speziellen setzen die Unternehmen auf Verfahren, 
um die CO2-Emissionen bei der Herstellung von Zement 
abscheiden zu können – nur so ist Klimaneutralität 
erreichbar. Zum einen ist das Carbon Capture and 
Utilization (CCU). Bei dieser Technologie wird das 
abgeschiedene CO2 für die Produktion von kohlenstoff-
haltigen Materialien und Produkten verwendet – bei-
spielsweise in der chemischen Industrie, die Kohlenstoff 
als Rohstoff benötigt.  

Zum anderen setzen die Betriebe auf Carbon Capture 
and Storage (CCS). Dabei wird das abgeschiedene CO2 
unterirdisch im Boden gespeichert und gelangt so nicht 
in die Atmosphäre. Durch die Abscheidung des aus der 
Verbrennung von Biomasse entstehenden CO2 können 
darüber hinaus sogar negative CO2 -Emissionen generiert 
werden – ein weiterer wichtiger Beitrag für das Erreichen 
der deutschen und der EU-Klimaziele.

Mittels CCS will die deutsche Zementindustrie suk- 
zessive ihre Emissionen senken. Im Jahr 2045 sollen 
so rund 13,5 Millionen Tonnen CO2 abgeschieden 
werden. 

Allerdings benötigen die Betriebe Unterstützung, um 
diese Technik gewinnbringend einsetzen zu können. 
Konkret bedeutet dies, dass eine Infrastruktur für den 
Transport von CO2 in Deutschland entstehen muss – und 
das möglichst schnell und konsequent. Im Wesentlichen 
braucht es ein Leitungsnetz in Form von Pipelines, aus- 
gerichtet an der geografischen Verteilung der Zement-
werke und anderen geeigneten CO2-Quellen, den indus- 
triellen Verbrauchern des abgeschiedenen CO2 sowie 

geeigneten Speicherorten. Ergänzend sollte der Trans-
port per Schiff und Zug in die Gesamtbetrachtung 
einbezogen werden.

Damit ein zügiger Ausbau der Infrastruktur und damit 
ein Hochlauf von CCS und CCU gelingen kann, muss der 
Staat dringend die Planungs- und Genehmigungsverfah-
ren beschleunigen. Gleichzeitig bedarf es staatlicher 
Unterstützung, um hohe Nutzungskosten einer CO2-Infra-
struktur – insbesondere in den ersten Jahren mit noch 
wenigen Nutzern – abzufedern.

Wichtig ist auch, den CO2-Transport in Europa grenz- 
überschreitend zu denken. Dafür sollte es länderüber-
greifend geltende Normen und Regelwerke geben, die 
die Netzbetreiber überall identisch anwenden können.

Neben den physischen Voraussetzungen gilt es 
darüber hinaus, ein gesellschaftliches Bewusstsein sowie 
mehr Akzeptanz für den Einsatz von CCS und CCU zu 
schaffen. Hier ist ein Schulterschluss von Politik, Indus- 
trie, Wissenschaft und Zivilgesellschaft gefordert.

Transformation im Gange
Entwicklung klimarelevanter Faktoren in der Zement-
gewinnung und -produktion in Deutschland

Quelle: Verband deutscher Zementwerke
© 2026 IW Medien / iwd

Alternative Brennsto�e: unter anderem Kunststo�- und Bioabfälle 

Anteil alternativer Brennsto�e am Energiemix 
in der Zementherstellung in Prozent
Klinkeranteil im Zement
Kilogramm CO2 pro Tonne Zement

7 9077

748 533 0

1990 2024 Ziel 2045

80 67 53
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Menschen, die ihr Leben lang 
gearbeitet und/oder sich um die 
Familie gekümmert haben und 
trotzdem im Alter jeden Cent dreimal 
umdrehen müssen: Das sollte es in 

Alles, was zählt
Alterssicherung. In den Debatten um Altersarmut in Deutschland geht es 
meist um die Höhe der gesetzlichen Rente. Um das Armutsrisiko von Rentner-
haushalten realistisch einzuschätzen, gilt es aber, nicht nur alle Haushaltsein-
kommen, sondern auch das vorhandene Vermögen zu berücksichtigen. Altersar-
mut ist demnach weniger verbreitet als gedacht.

einem wohlhabenden Land wie 
Deutschland möglichst selten geben. 
Und so spielt die Vermeidung von 
Altersarmut auch eine große Rolle 
bei den derzeitigen Überlegungen 

zur Reform der gesetzlichen Renten-
versicherung (GRV). Mehrere Vor-
schläge zielen darauf ab, innerhalb 
der GRV Mittel von „oben“ nach 
„unten“ umzuverteilen.

Doch abgesehen davon, dass 
solche Maßnahmen den Versiche-
rungscharakter der GRV aufweichen 
würden, stellt sich die Frage, wie 
verbreitet Altersarmut in Deutsch-
land wirklich ist und ob die Rente ein 
verlässlicher Indikator ist, um das 
Armutsrisiko im Alter zu erfassen.

Daten einer von der Deutschen 
Bundesbank durchgeführten Haus-
haltsbefragung, die das IW ausge-
wertet hat, bringen Licht ins Dunkel. 
Schaut man zunächst nur auf die 
Einkommen der Haushalte in 
Deutschland – sei es aus Arbeit, 
Vermietung, Pensionen oder eben 
gesetzlichen Renten –, ergibt sich ein 
erwartbares Bild:

In jenen Haushalten, in denen 
der Hauptverdiener Altersrentner 
ist und eine gesetzliche Rente 
bezieht, betrug im Jahr 2023 der 
Anteil der armutsgefährdeten 
Personen 17,8 Prozent – in der 
Gesamtbevölkerung lag die Ar-
mutsrisikoquote bei 15,4 Prozent.

Zur Erklärung: Als armutsgefähr-
det zählt nach gängiger Definition, 
wer weniger als 60 Prozent des 
mittleren Nettoäquivalenzeinkom-

Vermögen: Ältere haben mehr
Haushaltsnettovermögen in Deutschland im Jahr 2023 in Euro

Quellen: Deutsche Bundesbank, Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd

Median: Eine Häl�e der Haushalte hat ein niedrigeres, die andere ein höheres Vermögen
Hauptverdiener über 64 Jahre: einschließlich Pensionäre und Selbstständige sowie Frührentner 
und Erwerbsminderungsfälle bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze
GRV: gesetzliche Rentenversicherung

Durchschnitt Median

Alle 
Haus-
halte

Haushalte mit 
Hauptverdiener 

über 64 Jahre

Haushalte mit Hauptver-
diener,  der Altersrentner ist 
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mens zur Verfügung hat. Dieses 
Einkommen berücksichtigt den 
Haushaltskontext – also zum Bei-
spiel, dass ein Paar sich Gebrauchs-
güter wie eine Waschmaschine teilt 
und Kinder weniger Konsumbedarf 
haben als Erwachsene. Ein Single 
galt demnach im Jahr 2023 als 
armutsgefährdet, wenn er netto über 
weniger als 1.380 Euro pro Monat 
verfügte.

Die Einkommen erzählen jedoch 
nicht die ganze Wahrheit. Denn viele 
Senioren-Haushalte verfügen über 
ein über die Jahre angespartes, mehr 
oder weniger großes Vermögen – 
etwa in Form von Aktien, dem Eigen- 
heim, Autos, Schmuck oder Gutha-
ben aus privaten Versicherungen. 
Selbst wenn man eventuelle Schul-
den abzieht, bleiben die Zahlen 
beachtlich (Grafik Seite 14):

Im Median besaßen die Alters-
rentner-Haushalte in Deutschland 
2023 ein Nettovermögen von 
knapp 140.000 Euro – das sind gut 
36.000 Euro mehr als die Gesamt-
heit aller Haushalte.

Nimmt man den Durchschnitts-
wert, kamen sowohl die Haushalte 
der Rentner als auch die der Gesamt-
bevölkerung auf ein Nettovermögen 
von mehr als 300.000 Euro – aller-
dings wird dieser Wert durch wenige 
Haushalte mit sehr hohen Vermögen 
nach oben gezogen.

Um die Vermögen in die Ermitt-
lung des Armutsrisikos einbeziehen 
zu können, muss man sie – unter 
bestimmten Annahmen etwa zur 
Lebenserwartung und Verzinsung – 
in hypothetische jährliche Einkom-
men umrechnen und zu den tatsäch-
lichen Einkünften hinzuaddieren. 

Der Effekt ist deutlich (Grafik):
Unter Berücksichtigung ihres 

Nettovermögens sinkt der für das 
Jahr 2023 berechnete Anteil der 
armutsgefährdeten Haushalte, in 
denen ein Altersrentner der 
Hauptverdiener ist, von 17,8 auf 
11,0 Prozent.

Dieser Wert liegt deutlich unter 
jenem für die Haushalte insgesamt, 
die unter Einbeziehung ihrer Vermö-
gen noch auf eine Armutsrisikoquote 
von 13,4 Prozent kommen.

Demzufolge ist klar, dass Alters- 
armut in Deutschland zwar existiert, 
aber einen wesentlich kleineren 
Personenkreis betrifft, als man 
vermuten könnte. Ebenso deutlich 
wird, dass die Höhe der gesetzlichen 
Rente kein alleiniger geeigneter 

Indikator für ein Armutsrisiko im 
Alter ist. Daher sollte die Politik die 
GRV nicht für Umverteilungsmaß-
nahmen benutzen, die den Sozial-
staat viel Geld kosten würden, ohne 
genau die wirklich Bedürftigen zu 
erreichen.

Dies gilt umso mehr, als es bereits 
treffsichere, weil bedürftigkeitsge-
prüfte Instrumente zur Vermeidung 
von Armut im Alter gibt – wie das 
Wohngeld, die Grundsicherung oder 
die Hilfe zur Pflege.
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Berücksichtigung von Vermögen senkt 
Armutsrisiko erheblich
So viel Prozent der Haushalte in Deutschland waren im Jahr 2023 armutsgefährdet

Auf Basis der Haushaltsnettoeinkommen
Auf Basis der Haushaltsnettoeinkommen sowie des vorhandenen Vermögens
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aller Passagierflüge, die an den 
deutschen Hauptverkehrsflughäfen 
im Jahr 2025 starteten oder endeten, 
waren laut Statistischem Bundes-
amt Kurzstreckenflüge. Von diesen 
652.000 Flügen mit einer Distanz von 
weniger als 1.000 Kilometern hatten 
82 Prozent ihren Ausgangs- oder 
Endpunkt im europäischen Ausland. 
Am häufigsten bedient wurde die 
Strecke zwischen Frankfurt am Main 
und London Heathrow mit rund 
11.000 Passagierflügen. Kaum we-
niger frequentiert waren allerdings 
die innerdeutschen Strecken zwi-
schen Frankfurt am Main und dem 
Flughafen Berlin Brandenburg sowie 
zwischen München und Frankfurt.
Im ersten Quartal 2026 ging die Zahl 
der Kurzstreckenflüge von und zu 
den wichtigsten deutschen Airports 
gegenüber dem Vorjahresquartal um 
3 Prozent zurück. Ein deutlich größe-
rer Einbruch könnte erfolgen, wenn 
sich die Lage im Nahen Osten nicht 
dauerhaft beruhigt und der weltwei-
te Kerosinmangel verschärft. Dann 
werden die Airlines möglicherweise 
viele Flüge streichen müssen – vor 
allem auf der Kurzstrecke.

Die Zahl der Studienanfänger ist in Deutschland seit der Jahrtausendwende 
deutlich gestiegen, die der erfolgreich Promovierenden liegt seit 20 Jahren 
recht konstant bei jährlich etwa 24.000 bis 29.000. Die weitaus meisten 
Promotionen gibt es mit jährlich rund 7.000 im Fach Medizin. Die klassischen 
Naturwissenschaften Biologie, Chemie und Physik zählen zwar ebenfalls zu 
den Top Ten der Doktor-Fächer, kommen allerdings selbst zusammen nicht 
auf die Zahl der Medizinerpromotionen. Setzt man die Zahl der Abschlüsse in 
Relation zu den Promotionen eines Fachs, erzielt übrigens das Fach Chemie 
mit 80 Prozent die höchste Promotionsquote. Darauf folgen die Fächer 
Medizin und Biologie, die auf jeweils 71 Prozent kommen.

Top-Liste: Wo gibt es die 
meisten Doktortitel?

Zahl der Woche

Prozent

Die häu�gsten Promotionsfächer
In diesen Studienfächern gab es 2024 in Deutschland die meisten Promotionen

Quelle: Centrum für Hochschulentwicklung 
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